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Mittheilungen aus der Praxis. 


Marktſtandgelder (als Platz⸗Beſtand⸗Zins) können auch vom pri⸗ 
vaten Beſitzer des Marktplatzes bezogen werden. Marktgebühren 
können nur von der Gemeinde und zwar auch ohne Nückſicht darauf, 
ob der Markt auf einem öffentlichen Platze oder auf privatem 
Grund und Boden abgehalten wird, eingehoben werden. 


Der Bevollmächtigte und Rechtsconfulent des Zürften 55 Beſitzers 
der Domäne H., hat als Vertreter der Lorettocapelle in H. bei dem 
Bezirksgerichte Pf. gegen dem Bürgermeiſter von H. folgende Beſitz⸗ 
ſtörungsklage angeſtrengt: Seit dem Jahre 1867 habe die füͤrſtlich 
L . . ſche Patronatsverwaltung für die Lorettocapelle in H. an den 
Feſttagen Maria Heimſuchung, Mariä Himmelfahrt, Mariä Geburt 


und Maria Namen durch den Meßner Standgelder von jedem der 
an dieſen Wallfahrtstagen zunächſt der Lorettocapelle, dann weiter an 


der Schloßmauer und zu beiden Seiten der Straße, in Buden, 
Körben, Wägen u. |. w. Feilſchaften ausbietenden fremden Verkäufer 
eingehoben, welche Beträge als Einkommen der Lorettocapelle ver— 


rechnet erſcheinen. An Mariä Geburt, 8. September 1872 habe der 


Bürgermeiſter von H. die Einhebung dieſer Gelder dadurch geſtört, 
daß er anordnete, es ſeien künftighin dieſe Standgelder für die Ge- 
meinde durch den Standgeldpächter einzuheben und nicht mehr dem 
Meßner zu zahlen, in Folge deſſen auch die Mehrzahl der Verkäufer 
die Entrichtung der Standgelder an den Meßner verweigerte. Das 
Klagbegehren ging nun dahin, das Gericht wolle nach der kaiſ. Ber- 
ordnung vom 27. October 1849, R. G. Bl. Nr. 12 verfahren und 
erkennen, es werde die Lorettocapelle in H. in der unbeanſtändeten 


Einhebung der Standgelder an den 4 Marienfeſten geſchützt und 


dem Bürgermeiſter von H. jede Störung dieſer Einhebung bei Ver- 
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meidung einer Geldſtrafe von 50 fl. auf jeden Uebertretungsfall 
unterſagt. 

Auf Grund der ſtattgehabten ſummariſchen Verhandlung wurde 
mit Beſcheid vom 9. October 1872, 3. 2410 die Klage im Sinne 
des § 5 der kaiſ. Verordnung vom 27. October 1849 dem Kläger 
lediglich zurückgeſtellt, da von dem Geklagten eingewendet wurde, daß 
der Streitgegenſtand nicht auf den Rechtsweg, ſondern vor die poli— 
tiſche Behörde gehöre und dieſe Einwendung vom Kläger nicht wider— 
ſprochen, daher ſtillſchweigend zugeſtanden wurde und da überdies im 
Laufe der Verhandlung ſich herausſtellte, daß der Geflagte als Bür— 
germeiſter in Vertretung und über Beſchluß und Auftrag der ganzen 
Gemeindevertretung, ſomit als politiſches Organ vorgegangen iſt, 

weßhalb die Beſchwerde gegen ſein Vorgehen an die competente poli⸗ 
tiſche Behörde hätte gerichtet fein müſſen. 

Ueber den gegen dieſen Beſcheid eingebrachten Recurs des 
Domänenbeſitzers erkannte das böhmiſche Oberlandesgericht unterm 
4. November 1872, es werde der angefochteue Beſcheid behoben und 
dem Bezirksgerichte aufgetragen, die Verhandlung über die Beſitz— 
ſtörungsklage fortzuſetzen und zu beendigen und darüber die Entſchei⸗ 
dung zu fällen, — „denn die Anführung des Geklagten, daß der Streit- 
gegenſtand nicht auf den Rechtsweg gehöre, iſt kein Factum, ſondern eine 
| individuelle Anſchauung, die nicht unter den 8 11 A. G. O. ſubſumirt 
werden kann, wo daher das Nichtwiderſprechen die in dieſem Paragraph 
ausgedrückten Folgen nicht nach ſich zieht. Es tft aber auch die weitere An— 
ſicht des Bezirksgerichtes, daß, weil der Bürgermeiſter in Vertretung der 
Gemeinde gehandelt hat, die Sache vor die politiſche Behörde gehöre, 
ungegründet; denn, wenn der Bürgermeiſter in Vertretung und über 
Auftrag der Gemeindevertretung gehandelt, ſo hat er im ſelbſtſtändigen 
Wirkungskreiſe der Gemeinde und zwar, da es ſich hier um die Frage 
der Einhebung der Standgelder handelt, mit Bezug auf die Ver⸗ 
waltung des Vermögens der Gemeinde H. gehandelt, wo alſo die 
Gemeinde H., was den Beſitz dieſer Gerechtſame aubelangt, gleich 
jeder anderen phyſiſchen oder moraliſchen Perſon den beſtehenden Ge⸗ 
ſetzen und den Gerichten unterliegt, $ 337 a. b. G. B.“ 
Das Bezirksgericht hat nun das ſummariſche Verfahren durch- 
geführt und mit Erkenntniß vom 1. Februar 1873 erkannt: Die 
Lorettocapelle in H. ſei im factiſchen Beſitze des Rechtes an den Feſt⸗ 
tagen Mariä Heimſuchung, Maria Himmelfahrt, Mariä Geburt und 
Mariä Namen von jedem der zunächſt der Lorettocapelle, dann weiter 
an der Schloßmauer und zu beiden Seiten der Straße Waaren feil⸗ 
bietenden fremden Verkäufer Standgelder einzuheben, ſie ſei im Be— 
ſitze dieſes Rechtes durch den Geklagten Wenzel W. als Bürger⸗ 
meiſter und in Vertretung der Stadtgemeinde H. geſtört worden, 
| Diele Stadtgemeinde habe ſich jeder weiteren Störung bei Vermei⸗ 
dung einer Geldſtraſe von 25 fl. für jeden Fall zu enthalten und 
ſei überhaupt ſchuldig an die Patronatsverwaltung der Lorettocapelle 
die auf 21 fl. 56 kr. gemäßigten Streitkoſten zu bezahlen. 
Der Bürgermeiſter von H. recurrirte an das böhmiſche Ober 


landesgericht, welches mit Erkenutniß vom 4. März 1873 den Re⸗ 


curs zurückgewieſen hat. In den Entſcheidungsgründen heißt es, daß 


es im Beſitzſtörungsproceſſe nur auf die Erörterung und den Beweis 
der Thatſache des letzten factiſchen Beſitzſtandes und der erfolgten 
Störung ankomme; im vorliegenden Falle bleibe daher die Rechts⸗ 
frage, wem das Recht der Einhebung der Standgelder und der Bezug 
derſelben zuſtehe, außer aller Eröterung und es komme nur darauf 
an, wer ſich bis 8. September 1872 in dem factiſchen Verhältniſſe 
der Einhebung der in Rede ſtehenden Standgelder befand und ob dieſes 
factiſche Verhältniß und durch wen geſtört worden iſt u. f w. Weiter heißt 
es: „Die Anſicht des Recurrenten, daß dieſer Gegenſtand zur Aus— 


tragung vor die politiſchen Behörden gehöre, iſt ungegründet; denn die 


Beſitzſtörungsſtreitigkeiten gehören, wenn nicht das Geſetz ſelbſt eine 
Ausnahme macht, was hier nicht der Fall iſt, vor die Gerichtsbehörden. 
Wenn ſchließlich hervorgehoben wird, daß, weil der Lorettocapelle das 
Recht zuſtand, Standgelder einzuheben, fie dies auch ferner thun könne, 
ſo kann hierauf kein Bedacht genommen werden, da hierüber nicht 
verhandelt worden iſt.“ 

Der Bürgermeiſter in H. 
Reviſionsrecurs, welchen der oberſte Gerichtshof mit Erlaß vom 
29. April 1873 zurückzuweiſen fand; „denn was zunächſt die Be— 
ſchwerde betrifft, daß der Streitgegenſtand gar nicht vor die Gerichte 
gehöre, ſondern die vom Gemeindevorſtande in ſeinem Wirkungskreiſe 
getroffene Verfügung nur im Wege der Beſchwerde bei der vorgeſetz⸗ 
ten Adminiſtrativbehörde angefochten werden kann, jo iſt die Com— 
petenzfrage bereits rechtskräftig entfchieden, indem das Bezirksgericht 
Pf. aus dem eben geltend gemachten Grunde ſeine Incompetenz aus⸗ 
geſprochen, das Oberlandesgericht aber den erſtrichterlichen Beſcheid 
behoben und unter Anerkennung der gerichtlichen Competenz die Fort— 
ſetzung der Verhandlung angeordnet, der Geklagte aber ſich dieſer 
Entſcheidung gefügt und dieſelbe in Rechtskraft erwachſen laſſen hat, 
daher ſelbſt in dem Falle, wenn wirklich hier die gerichtliche Com- 
petenz ausgeſchloſſen wäre, gemäß § 48 J. N. die Behebung der 
civilgerichtlichen Verhandlung und die Verweiſung der Sache vor die 
Adminiſtrativbehörde nur auf Antrag der zur Anfechtung berechtigten 
Behörde erfolgen könnte u. ſ. w.“ 

Der Bürgermeiſter von H. wendete ſich hierauf an die Be— 
zirkshauptmannſchaft in T: 
amt in H. habe ſeit etwa 1867 durch den Meßner für die Loretto⸗ 


capelle an den Marientagen von den Verkäufern Standgelder einge- 


hoben; um geregelte Verhältniſſe einzuführen, habe die Stadtvertretung 
von H. eine Marktordnung beſchloſſen, welche auch die Genehmigung 
der Statthalterei erbielt, und auf Grund des § 14 dieſer Maͤrkt⸗ 


ordnung habe der Gemeindeausſchuß im Jahre 1867 eine beſondere 
Kundmachung zur Regulirung des Verkaufes von Feilſchaften außer 


der Markttage worin auch die Standgelder bei der 
Einverſtändniſſe mit dem Bevollmächtigten des Fürſten L. erlaſſen 
worden, wurde durch längere Zeit nicht gehandhabt. Erſt im Jahre 
1872 fei der Bürgermeiſter im Intereſſe der Stadteinkünfte und 
weil der Pächter der Marktſtandgelder ſich weigerte, den vollen 
Pachtzins zu zahlen, wegen des Bezuges der Standgelder nächſt der 
e mit der fürſtlichen Central⸗-Verwaltung in Verhandlung 
getreten. 
den Pächter unter Aſſiſtenz des ſtädtiſchen Polizeimannes die Stand⸗ 
gelder auch bei der Lorettocapelle einheben laſſen, jedoch nur theilweiſe 
mit Erfolg und in Folge deſſen wurde die Beſitzſtörungsklage 
anhängig gemacht. Auf Grund der gerichtlichen Erkenntniſſe und 
von der Ueberzeugung geleitet, das die Entſcheidung der frag— 
lichen Angelegenheit nach 88 68 und 69 der Gewerbeord— 
nung ſowie nach § 28 der Gemeindeordnung lediglich vor die admi- 
niſtrativen Behörden gehöre, ſtellte das Bürgermeiſteramt die Bitte, 
die Bezirkshauptmannſchaft möge die Behebung des bezirksgericht— 
lichen Erkentniſſes entweder ſelbſt veranlaſſen oder bei der Statthal- 
terei erwirken; ferners möge ſie der fürſtlichen Patronatsverwaltung 
die Einhebung von Standgeldern an den Marientagen kei der Lo⸗ 
rettocapelle als geſetzwidrig unterſagen und der Stadtgemeinde H. 
im Sinne der Kundmachung vom 1. März 1867 geſtatten. 

Die Bezirkshauptmannſchaft forderte ſofort die Patronats-Ver⸗ 
waltung in H. auf, den Rechtstitel zur Einhebung der fraglichen 


erlaſſen, 


ergriff nun den außerordentlichen 


Das furſtlich L . .. ſche Patronats⸗ 


er Lorettocapelle erſcheinen. Dieſe Kundmachung, welche im 


Am 8. September 1872 habe der Buͤrgermeiſter durch 


78 — 
Standgelder nachzuweiſen, worauf das fürſtl. L.. . . ſche Patronatsamt 
erwiederte, daß der an die Lorettocapelle anſtoßende, gegen die Straße 
zu gelegenen Platz Parc. Nr. 2468 per 500 1] Klftr. dem Fürſten L. zu- 
geſchrieben ſei, derſelbe habe auch für dieſe Parcelle ſeit jeher die 
Steuer gezahlt, alle Beſitzrechte hierauf ausgeübt und dem Pa 
tronatsamte die Einhebung der Standgelder für die Lorettocapelle 
bewilligt, welches N ht auch bis 1872 ungeſtört ausgeübt wurde. 
Da der Eigenthümer einer Grundfläche berechtigt iſt, für die Benützung 
derſelben eine Entſchädigung zu verlangen, welches Recht er auch an 
einen Dritten abtreten kann, ſo bilde eben dieſe Bewilligung des 
Fürſten für das Patronatsamt den Titel der Berechtigung. 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat, nachdem ſie vom Steueramte 
die Auskunft erhielt, daß die Parcelle Nr. 2468 per 500 U Klftr. 
bei der Lorettocapelle in H. derzeit noch zum Beſitzſtande der Domäne 
H. gehört und von derſelben verſteuert werde, während das Bür— 
germeiſteramt berichtete, daß der angeblich freie Raum bei der Lo— 
rettocapelle nicht mehr beſteht, da knapp an der Einfriedungsmauer 
des fürſtl. Schloſſes zu beiden Seiten Straßen beſtehen, mit Erlaß 
vom 23. Juli 1874 erkannt: 


„Die Verwaltung der St. Lorettocapelle iſt zur Einhebung 
von Marktſtandgeldern nicht berechtigt, weil nach der Gew. Ord. vom 
Jahre 1859 und insbeſondere nach den SS 69 und 70 die Auflegung 
von Abgaben an Marktbeſucher als Vergütung für deu überlaſſenen 
Raum und den Gebrauch von Buden und Geräthſchaften nur den 
Gemeinden u. z. auf Grund einer geregelten Marktordnung geftattet iſt. 
Dagegen kann der Stadtgemeinde H. das Recht nicht zugeſtanden 
werden, in der Umgebung dec Lorettocapelle und insbeſondere auf 
dem der Straße zu gelegenen Raume, welcher mit dem Parcellen-Nr. 
2468 bezeichnet iſt und zum Beſitzſtande der Domäne H. gehört oder 
ſonſt auf Dominicalgrund Marktſtandgelder einzuheben, weil 
nach der Marktorduung vom Jahre 1867 das Feilbieten der Waaren 
und Feilſchaften ausdrücklich nur auf den öffentlichen Plätzen und 
Gäſſen geſtattet iſt und die Stadtgemeinde H. demnach nur von den 
dort aufgeſtellten Geſchäftsleuten und Verkäufern Marktgebühren, 
welche eine Vergütung für den überlaſſenen Raum oder den Gebrauch 
von Buden und Geräthſchaften bilden, einheben kann.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung recurrirten beide Parteien. 

Die fürſtlich L.'ſche Centralverwaltung in H. machte geltend, 
daß kein Geſetz beſtehe, welches den Privaten unterſagt, für die Be— 
nützung ihres Grundes eine Entſchädigung oder Vergütung zu ver- 
langen. Wenn Fürſt L. die Parcelle Nr. 2468 an der Lorettocapelle 
an einigen Marientagen den Marktfieranten zur Aufſtellung von 
Buden u. ſ. w. überläßt, fo iſt dies nur ein Ausfluß ſeines Eigen⸗ 
thumsrechtes, ebenſo wie das Verlangen einer Vergütung hiefür. Es 
ſei dies ein Privatübereinkommen, auf welches die Gewerbeordnung 
keine Anwendung findet. Recurrent begehrte die Behebung der Ent- 
ſcheidung in dem angefochtenen Punkte und die Zuerkennung des 
Rechtes der Einhebung einer Entſchädigung zu Handen der Loretto— 
capelle. 


Das Bürgermeiſteramt in H. beſchwerte ſich, daß der Gemeinde 
das Recht abgeſprochen wurde, auf dem der Domäne gehörigen 
Grunde nächſt der Lorettocapelle Marktſtandgelder einzuheben. Die 
Gewerbe⸗Ordnung unterſcheide da nicht zwiſchen Privat. und Ge— 
meindeeigenthum; dieſelbe ſpreche bloß von Marktplätzen. Uebrigens 
ſei auf Grund der Marktordnung von der Gemeinde-Vertretung die 
Kundmachung ddo. 1. März 1867 erlaſſen worden, welche aber von 
der Domänen-Verwaltung nicht angefochten, ſondern ſogar mitge— 
fertigt wurde. Dieſe rechtskräftige Kundmachung verfügt aber die 
Einhebung der Standgelder bei der Lorettocapelle an den Marien— 
tagen. Das Petit lautete, es möge der Stadtgemeinde die Erhebung 
der Marktgebühren bei der Loretkocapelle bewilligt werden. 


Die Statthalterei hat die recurrirte Entſcheidung aus deren 
Motiven mit dem Beifügen beſtätigt, „daß es übrigens der fürſtlich 
Leſſchen Capellenverwaltung unbenommen bleibt, den in Rede ſtehen— 
den Platz an Marktfieranten zur Benützung gegen einen Zins in 
Beſtand zu geben.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung recurrirte die Stadtgemeinde H.; ſie 


beſchwerte ſich zunächſt gegen die der Domäne geſtattete Einhebung 
von Standgeldern in Form eines Zinſes für die Geſtattung der Auf⸗ 


ſtellung von Marktbuden auf dem Platze vor der Lorettocapelle. Die 


Frage des Eigenthumes der in Rede ſtehenden Gründe komme hier 
gar nicht in Betracht. Nach §S 69 G. O. ſei bloß den Gemeinden 


die Erhebung von Marktgebühren geſtattet und ſeien dieſe, inſoferne 
ſie für die Ueberlaſſung der Benützung des Marktplatzes gezahlt 
werden, auch nichts anderes als Miethzins. Der Gemeinde ſtehe auch 
das Recht zur Beſtimmung der Marktplätze zu. Das Eigenthumsrecht 
zum beſagten Platze ſei vollſtändig irrelevant, da der fragliche Platz 
zu einem öffentlichen Platze geworden iſt, wodurch das Verfügungs⸗ 
recht mit demſelben in geſetzlicher Weiſe eingeſchränkt iſt. Die Markt⸗ 
gebühren ſeien nicht bloß ein Miethzins für die überlaſſene 


ng 


| 


Benützung des Grundes, fondern auch anderweitig ein Entgelt für 


die Ueberlaſſung der Buden und anderweitigen Geräthſchaften, ſo wie 
für die mit der Abhaltung des Marktes verbundenen Auslagen, wozu 
insbeſondere die Handhabung der Marktpolizei gehört. 

Die Markterdunng für die Stadtgemeinde H. enthält im 
§ 14, handelnd von den Marktgebühren, am Schluße die Beſtimmung: 
„Ob und in welchem Betrage die Verkäufer auf öffentlichen Plätzen 
und Gäſſen außer Markttagen ein Standgeld zu entrichten haben, 
wird durch eine beſondere Kundmachung des Gemeindeausſchuſſes be— 
ſtimmt.“ Die Kundmachung vom 1. März 1867, welche auch vom 
Bevollmächtigten der Domäne unterfertigt iſt, enthält sub II die 
Marktgebühren, welche bei der H. . ber Schloß⸗Lorettocapelle an den 
vorkommenden Feſttagen zu entrichten ſind. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 10. April 1875, 3. 
2004 erkannt: „Die Statthalterei-Entſcheidung, inſoferne darin aus⸗ 
geſprochen wurde, daß der fürſtl. L. 5 ſchen Centralverwaltung das 
Recht zur Einhebung von Marktgebühren nächſt der Lorettocapelle 
in H. an den Marienfeſttagen nicht zuſtehe, weil dies nach der Ge— 
werbe⸗Ordnung nur der Gemeinde geſtattet iſt, daß es dagegen der 
Domänen⸗Verwaltung unbenommen bleibt, den in Rede ſtehenden 
Platz an Fieranten zur Benützung gegen einen Zins in Beſtand zu 
geben, wird unter Zurückweiſung des Recurſes beſtätigt; infoweit aber mit 
dieſer Entſcheidung der Stadtgemeinde H. das Recht, in der Umge⸗ 
bung der genannten Capelle Marktgebühren einzuheben, nicht zuge⸗ 
ſtanden wurde, wird dem Recurſe unter theilweiſer Behebung der ange⸗ 
fochtenen Entſcheidung Folge gegeben; denn die Gemeinde hat nach 
der Gewerbeordnung X. Hauptſtück das Recht, als Vergütung der im 
§ 69 angeführten Leiſtungen und Auslagen, inſoweit fie zutreffen, 
von den Marktbeſuchern Abgaben einzuheben u. z. ohne Rückſicht dar⸗ 
auf, ob der Markt auf einem öffentlichen Platze oder auf privatem 
Grunde und Boden abgehalten wird und ob die Marktbeſucher da 
oder dort ihre Waaren feilbieten. Was ſpeciell die Berechtigung der 
Gemeinde H. zur Einhebung von Marktgebühren nächſt der Loretto⸗ 
capelle in H. anbelangt, ſo ergiebt ſich dieſes Recht noch insbeſondere 
aus der in dieſer Beziehung erlaffenen Kundmachung. Jedoch iſt in 
Anſehung dieſer Kundmachung dem Bezirkshauptmanne die Amts⸗ 
bandlung aufzutragen, da dieſelbe bezüglich der Lorettocapelle von 
Narktſtandgeldern ſpricht, alſo von Gebühren für die Ueber⸗ 
laſſung von Raum, was hier nicht der Fall iſt. H. 


Die Gebühren der dei Grundeinlöſungen für Staatsſtraßenbauten 

beigezogenen Schägmänner ſind aus der Dotation für den Staats⸗ 

baudienſt zu beſtreiten. Den bei derlei Schätzungen zur Interven⸗ 

tion beigezogenen Gemeindevertretern gebührt keine Vergütung 
SEN aus dem Staatsſchatze. 


Das Miniſterium des Innern hat unterm 7. März 1875, 
3. 19.293 ex 1874 anläßlich eines zur Beurtheilung vorgelegenen 
Falles der Statthalterei in Dalmatien eröffnet: „Die Gebühren 
der bei deu Grundeinlöſungen für Staatsſtraßenbauten beigezogenen 
Schägmänner find aus der Dotation für den Staatsbaudienſt und zwar 
je nachdem die Bau- und Grundentſchädigungskoſten aus der ordent⸗ 
lichen oder außerordentliche Dotation beſtritten werden, entweder aus 
den Amtspauſchalien oder aus dem für außerordentliche Reiſeaus⸗ 
lagen beſtimmten Dotationsbetrage zu bedecken. Die in dem Statt⸗ 
haltereiberichte erwähnten auf den außerordentlichen Straßenbau 
B. St. St. Bezug habenden Gebühren der Schätzmänner find 
daher aus der Dotation für außerordentliche Reiſekoſten im Staats- 
baudienſte zu beſtreiten. Was die zur Sprache gebrachten Gebühren 


für den Vertreter der Gemeindebehörde anbelangt, fo kann eine Ver— 
gütung aus dem Staatsſchatze demſelben nicht zugeſtanden werden, 
weil es nach § 31 der Gemeindeordnung, dann nach § 10 der kaiſerl. 
Verordnung vom 20. April 1854, R. G. B. Nr. 96 und den 
§§ 78 und 85 der Inſtruction für die politiſchen Bezirksbehoͤrden vom 
17. März 1855, R. G. B. Nr. 52 eine Amtsobliegenheit der Ge⸗ 
meindevorſteher iſt, bei commiſſionellen Verhandlungen der politiſchen 
Bezirksbehörden, wo es erforderlich iſt, ohne Anſpruch auf eine Ent⸗ 
ſchädigung aus dem Staatsſchatze zu interveniren.“ R. 
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Verordnung. 


Erlaß des Miniſters des Innern v. 1. April 1875, 3. 4339 mit Mittheilung einer 
Weiſung des Finanzminiſteriums betreffend die Verrechnung der Subſtitutionsge— 
bühren der Beamten. 


In der Anlage erhalten Hochdieſelben zur gefälligen Kenntnißnahme und 
weiteren Veranlaſſung eine Abſchrift der Weiſungen, welche das k. k. Finanzmini⸗ 
ſterium, zur Erzielung eines gleichmäßigen Vorganges bei Verrechnung der Sub. 
ſtitutions⸗Gebühren, welche Beamten für die Vertretung eines fremden Dienſtpoſtens 
neben den eigenen Gehalten bewilligt werden, einvernehmlich mit dem k. k. Oberſten 
Rechnungshofe unterm 16. März d. J., Z. 5554 im Wege ſeines Verordnungsblattes 
an die Finanz⸗Landesbe hörden erlaſſen hat. 


Abſchrift einer Weiſung des k k. Finanzminiſteriums an di 
Finanz⸗Landesbehörden ddo. 16. März 1875, 3. 5554. 

Zur Erzielung eines gleichförmigen Vorganges bei Verrechnung der Subſti⸗ 
tutions⸗Gebühren, welche Beamten für die Vertretung eines fremden Dienſtpoſtens 
nebſt den eigenen Gehalten bewilligt werden, wird im Vernehmen mit dem k. k. 
oberften Rechnungshofe beſtimmt, daß dieſe Gebühren, mit Ausnahme jener, welche 
im Etat für Cultus und Unterricht vorkommen, unter der Rubrik: „Gehalte zu 
verrechnen ſind, da dieſe Auslagen in der Regel aus dem für dieſe Rubrik bewilligten 
Credit ohne Ueberſchreitung beſtritten werden können. 

Die Vergütung der mit einer Subſtitution verbundenen Reiſeauslagen iſt da— 
gegen unter Rubrik 11 des Schema 3 für die Staats-Ausgaben (F. M. Erlaß vom 
15. Juli 1867, 3. 28.322 V. Bl. des F. M. Nr. 28) zu verrechnen. 


Perſonalien. 


Seine Majeftär haben dem Miniſterialſecretär im Miniſterium des Innern 
Hugo Cron das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Directionsadjuncten des Miniſte— 
riums des Innern Franz Altmann und dem Miniſterialofficial desſelben Mini— 
ſteriums Theodor Exel das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Ober⸗Finanzrath zweiter Claſſe und Vorſtand 
der Grenz⸗Finanzabtheilung beim Agramer Generalcommando Raimund Herko 
zum Sectionsrathe ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat die Statthaltereiſeeretäre Alfred Edlen v. Lan— 
fer uud Eduard Ritter v. Henneberg zu Bezirkshauptmännern in Ober-Defterreich 
ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Alois Ritter v. Hennig 
zum Statthaltereiſecretär in Steiermark ernannt. N 

Der Finanzminiſter hat den Controlor beim Landeszahlamte in Zara Vincenz 
Defranceschi zum Zahlmeiſter daſelbſt ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſtingenieur Joſeph Swoboda in Görz 
zum Ober⸗Forſtingenieur in Wien ernannt. 


Erledigungen. 
N Banadjunctenſtelle für Kärnten mit der zehnten Rangsclaſſe, bis 15. Juni 
Becker, Bernh., Geſchichte der Arbeiteragitation Ferdinand Lafalle's. Braunſchg. (Amtsbl. Ne. 108.) 
1874. Bracke. Förſtersſtelle bei der Wiener Forſt⸗ und Domänen Direction in ber zehnten, 
Roßbach, Joh. Dr. Zur Geſchichte der Geſellſchaft. 7. Theil: der vierte Stand 9100 u Forſtafſiſtentenſtelle in der eilften Rangselaſſe, bis 1. Juni (Amtsbl. 
3. Abtheilung: Der Communismus und Socialismus. Würzburg. 1874, Zwei Forſteommiſſäreſtellen der neunten Rangsclaſſe und eine Forſtadjunc⸗ 
Stuber. tenſtelle der zehnten Rangsclaſſe für Steiermark, bis 15. Juni (Amtsbl. Nr. 109.) 
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